Niederschrift

über 
die

13. Sitzung der Gemeinschaftsversammlung

am

16.12.2009

im

Sitzungszimmer der VG

um

19:30
Uhr

Vorsitzende:

Frau Machalett – Gemeinschaftsvorsitzende

Schriftführerin:
Frau Kreft – Sachbearbeiterin Hauptverwaltung

Anwesend waren:

Gemeinschaftsvorsitzende der VG „Riechheimer Berg“

Frau Diana Machalett

Bürgermeister Gemeinde Alkersleben



Herr Günther Hülle 

Vertreter des Gemeinderates




Herr Helmut Schiel 

Bürgermeister Gemeinde Bösleben-Wüllersleben


Herr Matthias Wacker

Vertreter des Gemeinderates




Herr Bernhard Ernemann

Vertreterin des Gemeinderates Gemeinde Dornheim

Frau Monika Fischer

Bürgermeister Gemeinde Elleben




Herr Rudolf Neubig
Vertreterin des Gemeinderates




Frau Corinne Krah

Bürgermeister Gemeinde Elxleben




Herr Klaus Böhm

Vertreter des Gemeinderates




Herr Jörn Köllmer
Bürgermeister Gemeinde Kirchheim



Herr Hans-Jürgen Langer

Vertreter des Gemeinderates




Herr Rainer Karmrodt Vertreter des Gemeinderates




Herr Martin Leffler

Bürgermeister Gemeinde Osthausen-Wülfershausen

Herr Siegfried Gräbedünkel

Vertreter des Gemeinderates

Herr Klaus Kolodziej
Bürgermeisterin Gemeinde Rockhausen



Frau Margitta Gräfenstein

Vertreterin des Gemeinderates




Frau Bianca Pirk

Bürgermeister Gemeinde Witzleben



Herr Peter Urspruch

Vertreter des Gemeinderates




Herr Uwe Leuthardt

Entschuldigt abwesend:

Bürgermeister der Gemeinde Dornheim



Herr Burkhard Walther

Außerdem waren anwesend:

Kämmerer der VG






Herr Hartmut Rohr

Vertreter der Thüringer Allgemeine



Zwei Gäste

Tagesordnung

öffentlicher Teil :

1.
Begrüßung

2.
Feststellen der Beschlussfähigkeit der Gemeinschaftsversammlung

3.
Abstimmung der Tagesordnung

4.
Beschlussfassung zur Bestätigung der Niederschrift – öffentlicher Teil – der 12. Sitzung der Gemeinschaftsversammlung vom 11.05.2009 (Anlage Beschlussvorlage und Niederschrift)

5.
Beratung und Beschlussfassung zur Deckung der außerplanmäßigen Ausgaben für Ausbildungskosten der Auszubildenden der VG „Riechheimer Berg“

(Anlage Beschlussvorlage)
6.
Beschlussfassung der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes für das Haushaltsjahr 2010 (Anlagen Beschlussvorlage, Haushaltssatzung 2010, Erläuterungsbericht, Haushaltsplan 2010 mit Stellenplan)

7.
Beschlussfassung Finanzplan 2010 (Anlagen: Beschlussvorlage, Finanzplan 2010)

8.

Beratung und Beschlussfassung zur Finanzierung des Kleinbusses für die Jugendarbeiterin den Mitgliedsgemeinden der VG „Riechheimer Berg“ (Anlage Beschlussvorlage)


9.
Beratung der Ordnungsbehördlichen Verordnung der VG „Riechheimer Berg“ (Anlage Entwurf der Ordnungsbehördlichen Verordnung)

10.
Sonstiges

gez. D. Machalett





gez. H. Kreft
Vorsitzende 






Schriftführer








öffentlicher Teil:

1. Begrüßung

Die Gemeinschaftsvorsitzende, Frau Machalett, eröffnet die Sitzung der Gemeinschaftsversammlung und begrüßt alle Anwesenden.

2. Feststellen der Beschlussfähigkeit der Gemeinschaftsversammlung

Frau Machalett stellt fest, dass die Gemeinschaftsversammlung beschlussfähig ist.

3. Abstimmung zur Tagesordnung

Der Tagesordnung wird durch die Mitglieder der Gemeinschaftsversammlung zugestimmt.

4. Beschlussfassung zur Bestätigung der Niederschrift – öffentlicher Teil – der 12. Sitzung 

der Gemeinschaftsversammlung vom 11.05.2009 

Beschlussfassung:

Die Gemeinschaftsversammlung der Verwaltungsgemeinschaft "Riechheimer Berg" beschließt in ihrer Sitzung am 16.12.2009 die Niederschrift - öffentlicher Teil - der 12. Sitzung der Gemeinschaftsversammlung vom 11.05.2009 in der beigefügten Fassung. 

Abstimmungsergebnis:
19-Ja


0-Nein


0-Enth.

5. Beratung und Beschlussfassung zur Deckung der außerplanmäßigen Ausgaben für Ausbildungskosten der Auszubildenden der VG „Riechheimer Berg“

Frau Machalett gibt zur Kenntnis, dass sich eine Beschlussfassung erübrigt, da gemäß § 17 der Geschäftsordnung der VG überplanmäßige Ausgaben bis zu einer Höhe von 2.500,00 € in ihrem Zuständigkeitsbereich liegen.

6. Beschlussfassung der Haushaltssatzung und des Haushaltsplanes für das Haushaltsjahr 2010 

Der Kämmerer, Herr Rohr, gibt Erläuterungen zum Haushaltsplan 2009 der VG.

Herr Kolodziej kritisiert die Erhöhung der VG-Umlage und die stetig steigenden Personalkosten. 

Herr Langer bemerkt, dass die Jugendarbeit durch die Arbeiterwohlfahrt in allen Gemeinden der VG erfolgen sollte. Er bittet darum, dass den Mitgliedsgemeinden jährlich ein Rechenschaftsbericht über die Jugendarbeit in der VG übergeben wird.

Beschlussfassung:

Die Gemeinschaftsversammlung der Verwaltungsgemeinschaft "Riechheimer Berg" 

beschließt in ihrer Sitzung am 16.12.2009 die Haushaltssatzung der Verwaltungsgemeinschaft "Riechheimer Berg" für das Haushaltsjahr 2010 

mit folgenden Bestandteilen:

- Haushaltssatzung 2010;

- Haushaltsplan 2010 mit Stellenplan

in der beigefügten Fassung.

Abstimmungsergebnis:
19-Ja


0-Nein


0-Enth.

7. Beschlussfassung Finanzplan 2010

Herr Rohr gibt kurze Erläuterungen zum Finanzplan. In den Folgejahren wird eine Senkung der Umlage nicht möglich sein.

Herr Ernemann stellt die Anfrage, ob Personalkosten reduziert werden könnten, wenn aus den Gemeinden der VG eine Landgemeinde gegründet wird.

Frau Machalett erwidert, dass diese Frage derzeit weder mit „ja“ noch mit „nein“ beantwortet werden kann. Die Arbeit der Verwaltung würde auch im Fall einer Landgemeinde in weiten Teilen die gleiche bleiben, so dass nicht von gravierenden Personaleinsparungen ausgegangen werden kann. Lediglich die Anzahl der Haushalte würde sich von derzeit 10 auf 1 Haushalt reduzieren.
Abstimmungsergebnis:
19-Ja


0-Nein


0-Enth.

8. Beratung und Beschlussfassung zur Finanzierung des Kleinbusses für die Jugendarbeit in den Mitgliedsgemeinden der VG „Riechheimer Berg“ 

Frau Machalett erläutert den Sachverhalt, welcher bereits mehrfach Thema in den Beratungen der Bürgermeister war. Die Jugendarbeit im Gebiet der VG „Riechheimer Berg“ wird seit vielen Jahren durch den Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Ilm-Kreis e.V., in Person der Jugendpflegerin Frau Grass, gewährleistet. Diese Arbeit erfordert häufig den Transport von Kindern und Jugendlichen. Der hierfür bislang genutzte Kleinbus ist 18 Jahre alt und bereits 250.000 km gefahren. Aufgrund des schlechten technischen Zustandes ist der weitere Einsatz dieses Kleinbusses nicht möglich. Aufgrund ihres gemeinnützigen Charakters ist es der AWO nicht möglich, einen neuen Kleinbus aus eigenen Mitteln zu finanzieren. Da der Einsatz des Kleinbusses ausschließlich den Kindern und Jugendlichen der VG „Riechheimer Berg“ zugute kommt, soll die Anschaffung eines neuen Kleinbusses durch die VG mit 8.700,-€ unterstützt werden. Der Erwerb des neuen Kleinbusses war im laufenden Jahr 2009 noch nicht möglich, da Entscheidungen über weitere Fördermöglichkeiten noch ausstehen. Aus diesem Grund soll die Auszahlung des Betrages von 8.700,-€ erst dann erfolgen, wenn die AWO den Rest der Finanzierung sicherstellen kann und dies gegenüber der VG entsprechend nachweist.

Beschlussfassung:

Die Gemeinschaftsversammlung der VG "Riechheimer Berg" beschließt in Ihrer Sitzung am 16.12.2009 dem Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Ilm-Kreis e.V. zur Anschaffung eines Kleinbusses für die Jugendarbeit im Gebiet der VG "Riechheimer Berg" einen Betrag von insgeamt 8.700,-€ zur Verfügung zu stellen. Die Auszahlung erfolgt erst nach Vorlage eines Konzeptes über die Gesamtfinanzierung.
Abstimmungsergebnis:
19-Ja


0-Nein


0-Enth.

9. Beratung der Ordnungsbehördlichen Verordnung der VG „Riechheimer Berg“

Frau Machalett erörtert, dass das Ziel der Erlass einer neuen Ordnungsbehördlichen Verordnung ist, im Einvernehmen mit den Mitgliedsgemeinden, um eine bessere Handlungsgrundlage für das Ordnungsamt zu haben und Sicherheit im Umgang der Bürger untereinander geben zu können. Der Erlass durch Frau Machalett allein nach Anhörung der Gemeinden möglich.

Herr Kolodziej teilt mit, dass die Gemeinde Osthausen-Wülfershausen eine Empfehlung zum wieder in Kraft treten der Verordnung für das Verbrennen von pflanzlichen Abfällen an den Landrat richten wird.

Herr Gräbedünkel stellt den Antrag, dass die gesamte VG diese Empfehlung an den Landrat richtet. Herr Hülle, Herr Böhm und Herr Wacker schließen sich dem Vorschlag an.

Herr Langer berichtet, dass derzeit durch das Landratsamt die Möglichkeit geprüft wird, für die Kommunen dass Anliefern der Pflanzenabfälle in den Deponien kostenfrei zu gestatten. Die Gemeinde Kirchheim wird für ihre Bürger Container bereitstellen.

Herr Neubig ist der Meinung, dass das Verbrennen von pflanzlichen Abfällen auf privaten Grundstücken zu versagen ist und feste Verbrennzeiten auf zugewiesenen öffentlichen Standorten eingeführt werden sollten.
Zum Thema Verbrennen von pflanzlichen Abfällen verweist Frau Machalett darauf, dass hierfür die Zuständigkeit beim LRA des Ilm-Kreises und nicht bei der VG liegt. Eine entsprechende Regelung kann nicht in der Ordnungsbehördlichen Verordnung der VG getroffen werden.

Herr Langer gibt den Hinweis, dass § 7 (3) -Verunreinigungen- des Entwurfes der Ordnungsbehördlichen Verordnung geändert werden müsste, da die Mülltonnen für die Entleerung an die Bordkanten zu stellen sind.

Herr Karmrodt spricht sich dafür aus, die Mittagsruhe von 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr festzulegen.

Herr Böhm schlägt vor, § 12 (3) -Tierhaltung- dahingehend zu ändern, dass das Anleinen der Hunde auch außerhalb der geschlossenen Ortslage erfolgen muss.

Hierzu gibt Herr Gräbedünkel den Hinweis, dass eine grundsätzliche Anleinpflicht außerhalb geschlossener Ortslagen aufgrund der Regelungen in anderen Gesetzen (ThürWaldG, ThürJagdG) nicht möglich ist.

Nach eingehender Beratung wird folgende Festlegung getroffen: 

Der Entwurf der Ordnungsbehördlichen Verordnung wird  in den nächsten Ratssitzungen der Gemeinden nochmals beraten.

10. Sonstiges

Herr Gräbedünkel stellt den Antrag, dass ab 2010 die Weitergabe der Daten der Meldestelle, betr. Zuzug, Wegzug, Geburten und Sterbefälle von Bürgern der Mitgliedsgemeinden, monatlich an die Bürgermeister erfolgen soll.

Frau Machalett teilt hierzu mit, dass durch die Meldestelle eine Schulung der Mitarbeiterinnen des Hauptamtes erfolgen soll. Das jedoch die Weitergabe von Daten an die Bürgermeister nur entsprechend den Regelungen des Datenschutzes erfolgen kann.
Anschließend folgte der nicht öffentliche Teil

Ende der Sitzung: 21:30 Uhr
